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Änderung des kantonalen Waldgesetzes (KWaG) – Vernehmlassungsverfahren 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Handels- und Industrieverein des Kantons Bern (HIV) dankt Ihnen für die Möglichkeit der Stellung-
nahme zur Änderung des kantonalen Waldgesetzes (KWaG).  
 
I. Ausgangslage 
 
Mit der Änderung des kantonalen Waldgesetzes will der Regierungsrat die Grundlage für eine privat-
rechtliche Aktiengesellschaft schaffen, der die Bewirtschaftung des Staatswalds übertragen wird. Im 
Waldgesetz wird ebenfalls geregelt, dass der Kanton Bern Allein- oder Mehrheitsaktionär der Aktien-
gesellschaft wird. Nicht betroffen von diesen Änderungen sind die Eigentumsverhältnisse: Der Staats-
wald bleibt Eigentum des Kantons Bern. 
 
Der Forstbetrieb des Kantons Bern ist heute eine Abteilung des Amts für Wald und Naturgefahren und 
damit Teil der Kantonsverwaltung. Dort stösst das wirtschaftlich geführte Unternehmen zunehmend 
an Grenzen, sei es bei der Digitalisierung, bei Beschaffungen, in der Administration und hinsichtlich 
Kooperationsfähigkeit. Es fehlt die unternehmerische Flexibilität, die ein Forstbetrieb heute braucht: 
Er kann beispielsweise keine Rückstellungen bilden, um in Zeiten mit tiefen Holzpreisen darauf zu-
rückzugreifen. Und er kann nicht wie andere Forstbetriebe gezielt auf massgeschneiderte IT-Lösungen 
der Branche setzen. Mit der Ausgliederung in eine Aktiengesellschaft soll sich der Forstbetrieb künftig 
unternehmerisch ausrichten können. 
 
Die einmaligen Kosten der Ausgliederung belaufen sich inklusive Kapitalisierung der Aktiengesellschaft 
auf rund 3,9 Millionen Franken. Eine Restrukturierung des Betriebes ist nicht erforderlich. Den Mitar-
beitenden wird im neuen Betrieb eine Anstellung mit einem möglichst gleichwertigen Arbeitsvertrag 
angeboten. 
 

 
II. Stellungnahme 
 
Die Wirtschaft begrüsst die Ausgliederung des Staatsforstbetriebs aus der Kantonsverwaltung und 
die Überführung dessen in eine Aktiengesellschaft.  
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Damit wird dem Forstbetrieb künftig insbesondere ermöglicht, Kooperationen einzugehen, flexibler 
und rascher seine Leistungen anzubieten sowie die Administration nach betriebswirtschaftlichen 
Branchenstandards zu optimieren. Entsprechend ist darauf hinzuweisen, dass bereits in Artikel 57 
Absatz 3 der Kantonalen Waldverordnung vom 29. Oktober 1997 (KWaV)6 steht, dass der Staats-
wald nach unternehmerischen Grundsätzen zu bewirtschaften ist. 
 
Die Wirtschaft begrüsst die Absicht, den Nutzen des Staatswalds für die Bevölkerung durch zusätz-
liche Leistungen in verschiedenen Bereichen gezielt zu erhöhen (insbesondere in den Bereichen 
Ökosponsoring, Klimaschutz sowie Freizeit und Erholung im Wald). 
 
Die Wirtschaft ist ebenfalls einverstanden mit der Anstellung des Personals nach Obligationenrecht.  
 

 
III. Zu den einzelnen Artikeln 
 
Art. 45b Abs. 2 (neu): 
Er kann weitere Tätigkeiten ausüben, soweit diese mit seinen forstlichen Hauptaufgaben im Zusam-
menhang stehen. 
 
Mit Absatz 2 dieser Bestimmung wird dem Forstbetrieb ermöglicht, weitere Tätigkeiten auszuüben, 
soweit diese mit seinen forstlichen Hauptaufgaben im Zusammenhang stehen. Darunter fallen Ak-
tivitäten, bei denen der Forstbetrieb über eine hohe fachliche Kompetenz verfügt. Gemäss Vortrag 
geht es beispielsweise darum, verarbeitetes Holz (z.B. Hackschnitzel für die energetische Verwer-
tung) sowie Samen, Sämlinge, Forstpflanzen und Heckenware des Pflanzgartens für den Forst- und 
Landschaftsbereich anzubieten.  
 
Es ist rechtlich grundsätzlich zulässig, dass ein vom Staat beherrschtes Unternehmen als Marktteil-
nehmer in Konkurrenz zu Privaten in Erscheinung tritt. Es wird jedoch verlangt, dass für die wirt-
schaftliche Tätigkeit eine genügende gesetzliche Grundlage und ein ausreichendes öffentliches In-
teresse bestehen und die Grundsätze der Verhältnismässigkeit und der Spezialität gewahrt werden. 
Schliesslich ist sicherzustellen, dass dadurch nicht Wettbewerbsverzerrungen entstehen. 
 
Neben den rechtlichen Leitplanken sind der Staatstätigkeit aus volkswirtschaftlicher Sicht zusätzli-
che Grenzen zu setzen. Der Staat und von diesem beherrschte Unternehmen, sollen grundsätzlich 
nur in Bereichen tätig sein, wo ein Marktversagen vorliegt, das heisst dort, wo der freie Markt nicht 
in der Lage ist, effiziente Ergebnisse zu erzielen, die im besten Interesse der Gesellschaft liegen.  
Die Wirtschaft äussert daher vorliegend gewisse Bedenken betreffend des «Ausflugs» in Bereiche, 
welche heute von privaten Gärtnereibetrieben bestens abgedeckt sind (z.B. Produktion von Samen, 
Sämlingen und Pflanzen). 
 
Die gesetzliche Grundlage hierfür wäre mit dem vorliegenden Erlass zwar gegeben. Ob allerdings 
auch das öffentliche Interesse für eine Ausdehnung der Tätigkeiten in Konkurrenz mit der Privat-
wirtschaft in genügendem Ausmass vorläge, darf bezweifelt werden. Jedenfalls taugt das Argument 
auf S. 12 des Vortrags, wonach Kosten und Risiken besser verteilt würden, hierfür kaum, weil damit 
jegliche Erweiterung des Portfolios begründet werden könnte. Tatsache ist auch, dass eine Konkur-
renzierung von Gärtnereibetrieben nicht mit gleich langen Spiessen erfolgen würde, tragen doch 
private Betriebe das volle unternehmerische Risiko, ohne den Staat im Hintergrund zu wissen.  
 
Die Wirtschaft bittet daher, den Art. 45b Abs. 2 nKWaG anzupassen, indem zum einen die «wei-
teren Tätigkeiten» klar umschrieben werden und darin auf Bereiche verzichtet wird, welche von 
Privaten heute bestens abgedeckt werden. Ausserdem ist grundsätzlich ein «enger» Zusammen-
hang mit den ebenfalls gesetzlich zu umschreibenden Hauptaufgaben zu fordern.  
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Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Bemerkungen. 
 
Freundliche Grüsse 

Handels- und Industrieverein des Kantons Bern 

 

  

Adrian Haas, Dr. iur., Fürsprecher Jasmin Waldvogel, MLaw 
Direktor  Juristische Sekretärin 


